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Kapitel 1 
Maßnahmenpakete zur Vermeidung 
von Steuerverkürzungen und 
Gewinnverlagerungen  
(Base Erosion and Profit Shifting „BEPS“) 

Im Rahmen eines Aktionsplanes der OECD wurde ein Maßnahmenpaket zur Vermei-
dung von Steuerverkürzungen und Gewinnverlagerungen (Base Erosion and Profit 
Shifting; „BEPS“) erarbeitet. Im Rahmen dieser Ausarbeitungen wurden Steuerver-
meidungsstrategien multinationaler Konzerne untersucht und identifiziert und mög-
liche Präventionsstrategien entwickelt. In 15 Aktionspunkten wurden diese Steuer-
vermeidungsstrategien adressiert und die jeweiligen Maßnahmen zur Vermeidung 
von Steuerverkürzung und Gewinnverlagerung festgeschrieben. 

Den OECD-Mitgliedstaaten wurden bei der Umsetzung der einzelnen Maßnahmen 
gewisse Handlungsmöglichkeiten eingeräumt. Für die Umsetzung der einzelnen Maß-
nahmen ist zudem zu beachten, dass einerseits eine Anpassung des nationalen Steuer-
rechts, andererseits eine Abänderung der bilateral ausverhandelten Doppelbesteue-
rungsabkommen erforderlich ist. Die Anpassungen des nationalen Rechts wurden 
den EU-Mitgliedstaaten im Wege einer EU-Richtlinie „Anti Tax Avoidance Directive“ 
vorgeschrieben.  

Die Änderungen des Musterabkommens sowie des Kommentars zum Musterabkom-
men erfolgt großteils im Rahmen der Umsetzung eines Multilateralen Instruments 
zur automatischen Anpassung der bilateral abgeschlossenen DBA. Zu einer Änderung 
eines DBAs kommt es nämlich in der Regel nur, wenn beide Vertragsstaaten dies im 
Rahmen ihrer bilateralen Vertragsverhandlungen vereinbaren. Um diesen Prozess zu 
beschleunigen, wurde das sogenannte Multilaterale Instrument (MLI) entwickelt, um 
die zur Vermeidung von Gewinnverschiebungen und Gewinnverlagerungen erarbei-
teten Maßnahmen in die bestehenden DBA zügig zu implementieren, ohne jedes ein-
zelne DBA neu verhandeln zu müssen. Zu einer Überschreibung des bisherigen  
Abkommenstextes kommt es dabei nur, wenn beide Vertragspartner dieselbe Option 
zur Übernahme der neuen DBA-Bestimmungen ausgewählt haben. Das MLI sieht für 
die Mitgliedstaaten nämlich neben gewissen Mindesterfordernissen/-standards auch 
gewisse Wahlrechte vor. Nur wenn beide Mitgliedstaaten die jeweiligen Wahlrechte/ 
Optionen in derselben Weise ausgeübt haben, kommt es zu einer „Überschreibung“ 
des bisherigen Abkommenstextes/-inhaltes. 

Aus internationaler Sicht ist daher stets zu prüfen, ob die Änderungen und Erweite-
rungen des MLI zu Anpassungen der Zuteilung der Besteuerungsbefugnisse im Rah-
men der bilateralen Doppelbesteuerungsabkommen führen.  
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Kapitel 2 
Verrechnungspreismethoden 

2.1 Einleitung 
Anfangs wurde von den OECD-Verrechnungspreisrichtlinien 2022 („OECD-VPR“) die 
Meinung vertreten, dass die Standardmethoden (Preisvergleichsmethode, Wieder-
verkaufspreismethode, Kostenaufschlagsmethode) den Gewinnmethoden (Gewinntei-
lungsmethode, Nettomargenmethode) vorzuziehen sind. Dabei ist innerhalb der Stan-
dardmethoden die Preisvergleichsmethode der Wiederverkaufspreismethode und der 
Kostenaufschlagsmethode vorzuziehen. Bereits mit den Änderungen der OECD-VPR 
im Jahr 2010 wurden sodann alle Methoden als gleichwertig eingestuft, wobei grund-
sätzlich jener Methode der Vorzug zu geben ist, die die größte Sicherheit für die Er-
mittlung eines fremdvergleichskonformen Verrechnungspreises bietet. Für jeden Sach-
verhalt muss daher individuell die bestgeeigneteste Methode ermittelt werden. Die 
Auswahl der sachgemäßesten Methode kann Teil eines Standardsuchprozesses sein 
und muss nachgewiesen werden (Z 2.8 OECD-VPR). Bei gleicher Sicherheitswahr-
scheinlichkeit sind die Standardmethoden den Gewinnmethoden vorzuziehen, wobei 
dabei wiederum die Preisvergleichsmethode (bei gleichermaßen zuverlässiger Anwen-
dungsmöglichkeit mit anderen Methoden) zu favorisieren ist (vgl VPR 2021, Rz 50).  

Es steht multinationalen Konzernen zu, neben den von der OECD anerkannten Me-
thoden eigene Methoden anzuwenden, sofern diese mit dem Fremdvergleichsgrund-
satz in Einklang stehen und erstgenannte nicht besser für die Verrechnungspreis-
ermittlung geeignet sind (sog sonstige Methoden, Z 2.9 OECD-VPR). Es wird vom 
Steuerpflichtigen aber nicht verlangt, bei der Preisfestsetzung von mehr als einer  
Methode Gebrauch zu machen (Z 2.12 OECD-VPR). 

2.2 Standardmethoden 

2.2.1 Preisvergleichsmethode 

Bei der Preisvergleichsmethode wird der Preis für ein Produkt oder für eine Leistung 
zwischen verbundenen Unternehmen mit dem Preis einer vergleichbaren Leistung 
zwischen unabhängigen Unternehmen verglichen („direkter Preisvergleich“). Wird 
ein Preisunterschied festgestellt, ist der konzerninterne Preis durch den Preis zwi-
schen unabhängigen Unternehmen zu ersetzen (Z 2.14 OECD-VPR). 

Die Preisvergleichsmethode ist die direkteste Methode und ist dann anzuwenden, in-
soweit Daten vorhanden sind, die eine uneingeschränkte Vergleichbarkeit gewähr-
leisten (VPR 2021, Rz 50). Dies ist dann gewährleistet, wenn das Unternehmen ver-
gleichbare Geschäfte mit Fremdunternehmen tätigt, deren Preise sodann als Refe-
renz herangezogen werden können (sogenannter „innerer Preisvergleich“). Hierbei 
kommen auch Geschäftsvorfälle zwischen verbundenen Unternehmen und fremden 
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Kapitel 3 
Immaterielle Werte 

3.1 Einleitung 
Im Hinblick auf immaterielle Werte können vielfältige Geschäftsbeziehungen zwi-
schen nahestehenden Unternehmen bestehen. Wenn eine Konzerngesellschaft imma-
terielle Werte entwickelt oder erschaffen hat, kann sie diese entweder selbst für Pro-
duktions- und Vertriebszwecke nutzen oder die Nutzung anderen Konzerngesell-
schaften im Wege des Lizenzvertrages überlassen oder die immateriellen Werte an 
nahestehende Unternehmen verkaufen. Soweit ein Unternehmen nicht über selbst 
entwickelte immaterielle Werte verfügt, kann es auch andere Unternehmen im Wege 
der Auftragsforschung mit der Forschung und Entwicklung beauftragen und die Kos-
ten hierfür übernehmen. Wenn mehrere Konzernunternehmen gemeinsam Forschung 
und Entwicklung betreiben und alle Beteiligten anteilige Kosten nach einem nutzen-
orientierten Schlüssel tragen sowie die Forschungs- und Entwicklungsergebnisse 
nach dem tatsächlichen oder voraussichtlichen Nutzen teilen, dann liegt je nach  
Gestaltung ein Konzernumlagevertrag oder ein Kostenverteilungsvertrag (sogenann-
ter Poolvertrag) vor. 

3.1.1 Was sind immaterielle Werte 

Mit dem Verrechnungspreisdokumentationsgesetz wurden für multinationale Unter-
nehmensgruppen spezielle Vorschriften für die Dokumentation von immateriellen 
Werten implementiert. 

In Bezug auf den Begriff der „immateriellen Werte“ ist darauf zu achten, dass sich die 
immateriellen Werte für Verrechnungspreiszwecke von den im nationalen Steuer-
recht verwendeten „unkörperlichen Wirtschaftsgütern“ sowie den in nationalen 
Rechnungslegungsstandards verwendeten „immateriellen Vermögensgegenstände“ 
bzw „immaterielle Vermögenswerte“ unterscheiden können. Der Begriff ist grund-
sätzlich weiter gefasst und orientiert sich am Kapitel „VI. Intangibles“ der OECD-VPR. 
In diesem Zusammenhang definiert die OECD-VPR einen immateriellen Wert als  
etwas, das weder einen materiellen noch einen finanziellen Vermögenswert darstellt, 
im Besitz gehalten werden kann bzw für kommerzielle Aktivitäten verwendet wer-
den kann und dessen Nutzung oder Übertragung von einem Dritten kompensiert 
werden würde. Die gesonderte Übertragbarkeit ist keine Voraussetzung für das Vor-
liegen eines immateriellen Werts (VPR 2021, Rz 137). 

Mangels abschließender Definition ist daher für Verrechnungspreiszwecke einzel-
fallbezogen eine Analyse notwendig, ob ein immaterieller Wert vorliegt, jedoch wird 
aufgrund der beispielhaften Aufzählung in der OECD-VPR bei gewerblichen Schutz-
rechten (Patente, Marken- oder Musterrechte), Know-how, staatlichen Zulassungen 
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und Rechten aus Verträgen sowie Goodwill, Kundenlisten oder Vertriebsrechten von 
einem immateriellen Wert auszugehen sein (VPR 2021, Rz 137). 

3.1.2 Zurechnung von immateriellen Werten und den 
Einkünften 

Immaterielle Werte sind grundsätzlich dem zivilrechtlichen Eigentümer zuzurech-
nen. Der zivilrechtliche Eigentümer ist bei immateriellen Werten üblicherweise die 
Geschäftseinheit, welche entweder aufgrund von Schutzrechten berechtigt ist, den 
immateriellen Wert zu verwerten oder aufgrund von vertraglichen Vereinbarungen 
als zivilrechtlicher Eigentümer oder „Beherrscher“ einer Vertragsposition abzuleiten 
ist. 

Sowohl das nationale österreichische Steuerrecht als auch die OECD-VPR sehen eine 
alternative Zurechnung vor, wenn eine andere Geschäftseinheit das Unternehmer-
risiko trägt, also die Möglichkeit besitzt, Marktchancen auszunützen, Leistungen an 
Fremde zu erbringen oder zu verweigern. Für die Frage des wirtschaftlichen Eigen-
tums ist insbesondere von Bedeutung, wer die Chance von Wertsteigerungen und das 
Risiko von Wertminderungen trägt.  

Rechtliches Eigentum allein bewirkt keinen Anspruch auf die Zuordnung von Erträ-
gen aus der Nutzung von Markenrechten oder anderen immateriellen Werten. Die 
Zurechnung der Erträgnisse hängt damit von den ausgeübten Funktionen, den ein-
gesetzten Wirtschaftsgütern, den eingegangenen Risiken und den diesbezüglichen 
Beiträgen nahestehender Unternehmen („Outsourcing“) in Verbindung mit der Ent-
wicklung, Wertsteigerung, Erhaltung, dem Schutz und der Verwertung von immateri-
ellen Wirtschaftsgütern ab. Das sog „DEMPE-Konzept“ ist maßgeblich dafür, welchen 
Konzerngesellschaften eine Vergütung aus der Verwertung eines immateriellen Werts 
zusteht. Bestimmten „wichtigen Funktionen“ kommt eine besondere Bedeutsamkeit 
zu. Diese „wichtigen Funktionen“ können für immaterielle Werte zB die Gestaltung 
und Kontrolle von Forschungs- und Marketingprogrammen, die Steuerung und Fest-
setzung von Prioritäten für kreative Tätigkeitsbereiche wie etwa die Festlegung der 
Richtung von „blue sky“ Forschung, die Kontrolle über strategische Entscheidungen 
in Zusammenhang mit IP-Entwicklungsprogrammen oder die Verwaltung und Kon-
trolle der Budgets umfassen. 

Dem DEMPE-Konzept entsprechend ist im ersten Schritt das immaterielle Wirtschafts-
gut im Detail zu identifizieren. Danach gilt es die relevanten Verträge daraufhin zu 
identifizieren, wer zivilrechtlicher Eigentümer der Marke ist, wer welche vertrag-
lichen Rechte und Pflichten hat und wie die Risikoverteilung vertragsgemäß aussieht. 
Unabhängig davon, ob der immaterielle Wert dem zivilrechtlichen Eigentümer oder 
dem wirtschaftlichen Eigentümer zuzurechnen ist, sind die Einkünfte aus der Ver-
wertung von immateriellen Werten entsprechend den ausgeübten Funktionen, den 
eingesetzten Wirtschaftsgütern und den übernommenen Risiken während der Wert-
schöpfungskette zu verteilen. Insbesondere bei den ausgeübten Funktionen ist Rück-
sicht auf die verantwortlichen Geschäftseinheiten für Entwicklung (Development), 
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Kapitel 6 
Betriebsstätten 

6.1 Was ist eine „Betriebsstätte“? 
Betriebsstätten haben keine eigene Rechtspersönlichkeit, sie sind nur ein rechtlich 
unselbständiger Teil des Gesamtunternehmens. Steuerpflichtig ist die Rechtsperson, 
die das Gesamtunternehmen betreibt. Der Begriff der Betriebsstätte ist eine zentrale 
Bestimmung des internationalen Ertragsteuerrechts. Der innerstaatliche Betriebs-
stättenbegriff des § 29 BAO enthält grundsätzlich ausschließlich ortsbezogene Merk-
male. Demgegenüber gliedert sich der abkommensrechtliche Begriff in eine örtliche 
Betriebsstätte als auch eine personenbezogene Vertreterbetriebsstätte. Der abkom-
mensrechtliche Anwendungsbereich ist dennoch enger gefasst als die nationalen  
Bestimmungen zur Betriebsstättenbegründung, da bloße Hilfs- und Unterstützungs-
funktionen im Sinne des Art 5 Abs 4 OECD-MA nicht betriebsstättenbegründend wir-
ken und die Frist für das Vorliegen von Baubetriebsstätten 12 Monate beträgt (statt 
6 Monaten im innerstaatlichen Recht). Eine Betriebsstätte ist eine feste örtliche Anla-
ge oder Einrichtung, die der Ausübung eines Betriebes oder eines wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebes dient. Stammhaus und Betriebsstätte sind unselbständige Teile 
eines einheitlichen Betriebes und bilden damit gemeinsam das Gesamtunternehmen.  

Die Begründung einer Betriebsstätte erfolgt vom Unternehmer nicht immer kraft  
unternehmerischer Entscheidung (wie zB bei der Etablierung von Vertriebsniederlas-
sungen, Verkaufsbüros, Filialen von Banken oder Versicherungen) sondern durchaus 
„ungewollt“. Diese ungewollten Betriebsstätten entstehen, weil zB die Auslandsaktivi-
tät durch einen abhängigen Vertreter ausgeübt wird, ein Projekt eine Frist überschrei-
tet oder das Unternehmen über eine Verfügungsmacht über Räumlichkeiten verfügt.  

Das Vorliegen einer Auslandsbetriebsstätte kann zu einer Optimierung der Gesamt-
steuerbelastung führen, wenn im Ausland ein niedrigeres Steuerniveau gegeben ist 
und die sogenannte Befreiungsmethode für Betriebsstättengewinne zur Anwendung 
kommt. In der Praxis wird die Begründung einer Auslandsbetriebsstätte dennoch 
gemieden. Dies hängt damit zusammen, dass ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand 
besteht (zB durch die Registrierung beim ausländischen Finanzamt und die Abgabe 
von ausländischen Steuererklärungen) als auch dass die Betriebsstätte rechtlich un-
selbständig ist und damit ein zivilrechtlicher Durchgriff auf das Stammhaus droht. 
Weiters bestehen sowohl auf der Unternehmer- als auch Finanzverwaltungsseite  
Unsicherheiten. Dies beginnt bereits bei der Sachverhaltsbeurteilung, ob die Aus-
landstätigkeit zur Begründung einer Betriebsstätte führt, und geht über auf die steu-
erliche Erfassung der Betriebsstätte (zB Unsicherheiten bei der Gewinnzuordnung). 

Ob eine Betriebsstätte bei der jeweiligen unternehmerischen Aktivität vorliegt, ist 
immer einer einzelfallbezogenen Sachverhaltsanalyse zu unterziehen und anhand 
des jeweils anzuwendenden DBA, den dazu ergangenen Protokollen und Verständi-
gungsvereinbarungen und auf Grundlage des jeweils anzuwendenden nationalen 
Steuerrechts zu beurteilen. Dabei ist der Sachverhalt auf statische, funktionale und 
zeitliche Elemente hin zu untersuchen.  
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Das statische Betriebsstättenelement verlangt, dass nur bei einer ausreichend 
ortsbezogenen Einrichtung eine Betriebsstätte vorliegen kann. Eine örtliche Anbin-
dung liegt zB dann vor, wenn das Unternehmen Verkaufsräume oder Büroräumlich-
keiten angemietet hat. Für die Zurechnung einer inländischen Betriebsstätte zu einer 
steuerpflichtigen Person ist zudem erforderlich, dass Letztere über eine (nicht nur 
vorübergehende) Verfügungsmacht über die örtliche Einrichtung verfügt. Bloße Mit-
benutzungsmöglichkeiten an Räumen begründeten bislang idR keine Betriebsstätte 
(statisches Element), wobei international hierzu eine gewisse Dynamik zu beobach-
ten ist. Eine lediglich sporadische oder gelegentliche Nutzung oder bloße Mitbenut-
zungsmöglichkeit an Räumen führt in der Regel nicht zur Annahme einer dauerhaf-
ten Verfügungsmacht. Auch die Möglichkeit der Mitbenutzung eines Schreibtisches in 
Büroräumlichkeiten eines anderen Steuerpflichtigen ist gem Rz 259 der VPR 2021 
regelmäßig nicht ausreichend um eine Verfügungsmacht zu bejahen. 

Weiters können nur Geschäftseinrichtungen, die der Ausübung einer betrieblichen 
Tätigkeit dienen und somit über die bloße Vermögensverwaltung hinausgehen als 
Betriebsstätte angesehen werden. Der Umfang der Ausübung der Tätigkeit in der  
inländischen Einrichtung ist umso schwächer ausgeprägt, je mehr die betriebliche 
Tätigkeit außerhalb einer festen örtlichen Einrichtung vollzogen wird (funktionales 
Element). Neben Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten und Bauausführungen, 
die sich über eine bestimmte Dauer erstrecken, begründet auch die Stätte der Ge-
schäftsleitung eine Betriebsstätte im Inland. 

Eine feste Geschäftseinrichtung muss weiters auf eine gewisse Dauer angelegt sein, 
um als Betriebsstätte zu gelten. Allerdings ist es auch ausreichend, dass die dauerhaf-
te Nutzung zumindest möglich ist (zeitliches Element). In den meisten DBA gilt für 
die Begründung einer Betriebsstätte das Überschreiten einer 6-monatigen Frist, in 
seltenen Fällen gilt ein längerer Zeitraum, zB ist bei Baubetriebsstätten eine Frist von 
12 Monaten maßgeblich (daher ist immer die Begriffsbestimmung des jeweiligen 
DBA zu prüfen). Dabei kommt es nicht darauf an, wie viele Tage die Räumlichkeiten 
während dieses Zeitraums tatsächlich genutzt werden. Bei wiederkehrenden Tätig-
keiten ist zu untersuchen, ob die Zeiten zusammenzurechnen sind.  

Eine örtliche Betriebsstätte kann vermieden werden, wenn keine örtliche Bindung 
vorliegt, keine Einrichtung zur Verfügung steht, die Einrichtung weniger als sechs 
Monate zur Verfügung steht oder bloße Hilfs- und Unterstützungsfunktionen durch 
diese Einrichtung ausgeübt werden. 

6.1.1 Hilfs- und Vertreterbetriebsstätten 

6.1.1.1  Ausnahmekatalog für Hilfsbetriebsstätten 

Wie erwähnt, ist der abkommensrechtliche Begriff der Betriebsstätte enger gefasst, 
da bloße Hilfs- und Unterstützungsfunktionen im Sinne des Art 5 Abs 4 OECD-MA 
nicht betriebsstättenbegründend wirken. 
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7.1.3 Rechtliche Grundlagen einer Funktionsverlagerung 

Eine Funktionsverlagerung kann auf schuldrechtlicher oder auf gesellschaftsrecht-
licher Grundlage basieren. Sie kann endgültig (Veräußerung) oder zeitlich beschränkt 
(Vermietung, Lizenzierung) erfolgen. 

7.1.4 Gründe für Funktionsverlagerungen 

In Kapitel 9 der OECD-Verrechnungspreisgrundsätze „Transfer Pricing Aspects of 
Business Restructurings“ (OECD-TPBR) sowie in Rz 177 der VPR 2021 werden von 
Seiten der Unternehmer folgende Gründe für eine Konzernreorganisation (Funkti-
ons-, Vermögens- und/oder Risikoverlagerung) genannt: 

 Maximierung von Synergieeffekten; 

 Erzielung von Skaleneffekten; 

 Straffung der Managementstrukturen in den einzelnen Geschäftsfeldern; 

 Verbesserung der Leistungsströme im Konzern; 

 Digitalisierung und Automatisierung von Geschäftsmodellen. 

7.2 Steuerrechtliche Aspekte einer  
Funktionsverlagerung 

7.2.1 Steuerliche Problemstellungen iVm Funktions- 
verlagerungen 

Auch wenn steuerliche Vorteile idR nicht den Hauptgrund für Funktionsverlagerun-
gen darstellen, sind durch derartige Konzernstrukturänderungen oft erhebliche  
Gewinnverschiebungen zwischen den Konzerngesellschaften und damit steuerliche 
Auswirkungen die Folge.  

Steuerlich relevante Problemstellungen iVm Funktionsverlagerungen ergeben sich in 
der Praxis insbesondere bei: 

 Änderung der Vertriebsstrukturen: Umwandlung von (verbundenen) Vertriebs-
einheiten in Kommissionärsstrukturen oder „Low Risk Distributor“-Einheiten. 

 Produktionsverlagerungen: Umwandlung von (verbundenen) Produktionsein-
heiten in Lohnfertiger oder Auftragsfertiger. 

 Rationalisierungsprozesse: Konzentration von Einkaufsagenden, Forschungs- 
und Entwicklungsabteilungen etc, die bisher in verschiedenen Gliederunterneh-
men angesiedelt waren, auf eine zentrale Einheit. 

 IP-Gesellschaften: Übertragung von immateriellen Wirtschaftsgütern auf eine 
zentrale Einheit (sogenannte „Intellectual Property-Gesellschaft“). 
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Kapitel 10 
Länderspezifische Besonderheiten 

10.1 Besonderheiten in Deutschland 

10.1.1 Bedeutung der deutschen Regelungen 

Mehr als 60% des internationalen Welthandels soll Schätzungen zufolge zwischen 
verbundenen Unternehmen stattfinden. Deutschland ist der wichtigste Handelspart-
ner Österreichs. Auch die Geschäftsbeziehungen zwischen österreichischen und 
deutschen verbundenen Unternehmen müssen sich am Fremdvergleichsmaßstab 
messen lassen. Nur wenn die Regelungen der an einer Transaktion beteiligten Länder 
sich nicht widersprechen, kann eine Doppelbesteuerung ohne Verständigungs- und 
Schiedsverfahren vermieden werden. Daher lohnt es sich auch im Rahmen dieses  
Buches einen Blick auf die deutschen Regelungen zu werfen. 

In Deutschland beruhen Gewinnberichtigungen auf allgemeinen Rechtsinstituten wie 
der verdeckten Gewinnausschüttung bzw der verdeckten Einlage iSd § 8 Abs 3 KStG. 
Subsidiär und konkretisierend treten die Regelungen des § 1 AStG hinzu. Ferner exis-
tieren verschiedene verfahrensrechtliche Regelungen in den §§ 90, 162 AO. Die ge-
setzlichen Regelungen werden durch verschiedene Rechtsverordnungen (Funktions-
verlagerungsverordnung, Betriebsstättengewinnaufteilungsverordnung und Gewinn-
abgrenzungsaufzeichnungsverordnung) sowie durch verschiedene BMF-Schreiben 
(insbesondere die sog Verwaltungsgrundsätze 2020 sowie die Verwaltungsgrundsät-
ze Verrechnungspreise 2024) ergänzt. Durch die Aufhebung eines Großteils der be-
stehenden BMF-Schreiben zu Verrechnungspreisen und die konsolidierte Neufassung 
in den Verwaltungsgrundsätzen 2020 sowie den Verwaltungsgrundsätzen Verrech-
nungspreise mit zT direkten Verweisen auf die OECD-Verrechnungspreisleitlinien er-
folgte eine weitere Annäherung an internationale Verrechnungspreisstandards. 

10.1.2 Charakterisierung von Unternehmen 

In Deutschland wird zwischen Routineunternehmen und Strategieträgern unter-
schieden.  

Das Routineunternehmen ist ein Unternehmen, das nur Routinefunktionen ausübt, 
nur in geringem Umfang Vermögenswerte einsetzt und nur geringe Risiken trägt.  

Demgegenüber handelt es sich bei dem Strategieträger um ein Unternehmen, das 
die wesentlichen Funktionen ausübt, die wesentlichen materiellen Wirtschaftsgüter 
und immateriellen Werte einsetzt und die wesentlichen Risiken übernimmt. 

Der Gewinn des Routineunternehmens wird im Regelfall mittels der Verrechnungs-
preismethoden überprüft, wohingegen dem Strategieträger der Residualgewinn zu-
steht, der nach Abgeltung der Routinefunktionen anderer nahestehender Unterneh-
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men verbleibt. Die in den Verwaltungsgrundsätzen Verfahren 2005 erwähnte Unter-
nehmensform „Hybridunternehmen“ ist in den neuen Verwaltungsgrundsätzen nicht 
mehr erwähnt.  

10.1.3 Methoden und Rangfolge der Methoden 

Die bisher geltende Methodenhierarchie (vorrangige Anwendung der transaktions-
bezogenen Standardmethoden) wurde aufgegeben. Nach § 1 Abs 3 AStG ist die am 
besten geeignete Verrechnungspreismethode (Best Method Rule) zu bestimmen. In 
den Verwaltungsgrundsätzen Verrechnungspreise wird für die Ermittlung und Prü-
fung von Verrechnungspreisen auf die Grundsätze des Kapitels II der als Anlage zum 
BMF-Schreiben beigefügten OECD-Verrechnungspreisleitlinien verwiesen. Lediglich 
für den Fall, dass die Preisvergleichsmethode und eine andere Verrechnungspreis-
methode gleichermaßen zuverlässig Anwendung finden können, soll die Preisver-
gleichsmethode vorzuziehen sein. 

Können eingeschränkt vergleichbare Fremdvergleichswerte nicht ermittelt werden, 
sehen die deutschen Regelungen einen sogenannten hypothetischen Fremdvergleich 
vor. Im Rahmen dieses Vergleichs werden der Mindestpreis des Leistenden und der 
Höchstpreis des Leistungsempfängers ermittelt (Einigungsbereich). Dabei ist der 
Preis im Einigungsbereich zugrunde zu legen, der dem Fremdvergleichsgrundsatz 
mit der höchsten Wahrscheinlichkeit entspricht. Macht der Steuerpflichtige keinen 
anderen Wert glaubhaft, ist der Mittelwert zugrunde zu legen. Was auf den ersten 
Blick wie ein Sonderweg der deutschen Finanzverwaltung aussieht, entpuppt sich auf 
den zweiten Blick als Restgewinnaufteilungsmethode. Zumindest beschreibt Z 2.152 
der OECD-Verrechnungspreisleitlinien ein solches Verfahren als Residual Profit Split. 
Somit wurde in Deutschland unter einem neuen Namen ein alter Bekannter kodifi-
ziert, dessen Anwendung in der Vergangenheit oftmals abgelehnt wurde.  

10.1.4 Immaterielle Wirtschaftsgüter 

Wenn immaterielle Wirtschaftsgüter zur Nutzung überlassen werden, muss der  
Lizenznehmer an den Lizenzgeber angemessene Lizenzgebühren zahlen. In der Pra-
xis werden zT Vergleichslizenzen anhand von Datenbankrecherchen ermittelt. Pro-
blematisch ist die Verwendung von Datenbankrecherchen immer dann, wenn es sich 
bei den immateriellen Wirtschaftsgütern um schwer zu bewertende immaterielle 
Werte (sog Hard to value intangibles) handelt, bei denen eine Vergleichbarkeit  
regelmäßig aufgrund der Einzigartigkeit des immateriellen Wirtschaftsguts ausschei-
det. In diesem Fall kann die Bestimmung von Fremdvergleichspreisen durch Anwen-
dung des hypothetischen Fremdvergleichs erreicht werden. In einem Konzern wer-
den immaterielle Wirtschaftsgüter im Einzelfall auch verkauft und übereignet oder 
im Rahmen einer Funktionsverlagerung übertragen. In solchen Fällen muss der 
Kaufpreis für das immaterielle Wirtschaftsgut ermittelt werden, wobei unter gewis-
sen Voraussetzungen auch im Rahmen einer Funktionsverlagerung (siehe unten Pkt 
10.1.6) eine fakultative Einzelbewertung zulässig ist. In Deutschland werden bei der 
Bewertung üblicherweise die Regelungen des IDW S 5 beachtet. 
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